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Satzung über das Erheben von Verwaltungskosten der Stadt Dreieich 

(Verwaltungskostensatzung) 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dreieich hat in ihrer Sitzung am 10.12.2013 

diese Satzung über das Erheben von Verwaltungskosten beschlossen, die auf folgende 
Rechtsgrundlagen gestützt wird: 
 
§§ 5, 19, 29, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.05.2013 (GVBl. S. 218), 
 
§§ 1 bis 5 a, 9 und 10 des Hessischen Gesetzes über Kommunale Abgaben (Hess. KAG) in 
der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. I 2013, S. 134), 
 
in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Satz 2, §§ 4 bis 7 und 9 bis 13 des Hessischen 
Verwaltungskostengesetzes (Hess. VwKostenG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12.01.2004 (GVBl. I S. 36), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 622). 
 
 

§ 1 

 

Kostenpflichtige Amtshandlungen 

1. Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten in Selbstverwaltungs-
angelegenheiten, die auf Veranlassung oder überwiegend im Interesse Einzelner 
vorgenommen oder die in einer besonderen Rechtsvorschrift für kostenpflichtig erklärt 
werden, erhebt die Stadt in Verbindung mit dem Kostenverzeichnis, das Bestandteil 
dieser Satzung ist, Verwaltungskosten (Verwaltungsgebühren und Auslagen). 
Kostenpflicht besteht auch, wenn ein auf Vornahme einer Amtshandlung oder sonstigen 
Verwaltungstätigkeiten gerichteter Antrag auf Widerspruch zurückgenommen, abgelehnt 
oder zurückgewiesen oder die Amtshandlung später zurückgenommen oder widerrufen 
wird. 

2. Verwaltungskosten, die aufgrund von Gesetzen oder anderen städtischen Satzungen 
erhoben werden, werden durch diese Verwaltungskostensatzung nicht berührt. 

3. Für Amtshandlungen in Auftrags- und Weisungsangelegenheiten gelten die Vorschriften 
des Hessischen Verwaltungskostengesetzes, des Bundesgebührengesetzes oder die 
jeweiligen fachgesetzlichen Vorgaben. 

 

§ 2 

 

Anwendung des Verwaltungskostengesetzes 

Auf die nach dieser Satzung zu erhebenden Verwaltungskosten sind die folgenden Be-
stimmungen des Hessischen Verwaltungskostengesetzes in der jeweiligen Fassung ent-
sprechend anzuwenden: 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 mit der Maßgabe, dass unter einer Verwaltungskostenordnung im Sinne 
dieser Vorschrift auch diese Satzung zu verstehen ist, 
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§ 4, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit der Maßgabe, dass unter einer 
Verwaltungskostenordnung im Sinne dieser Vorschrift auch diese Satzung zu verstehen ist, 

§ 5 (Gebührenarten), § 6 (Wertgebühren, Rahmengebühren, Pauschgebühren), § 7  
(Sachliche Kostenfreiheit) und  

§ 9 (Auslagen), mit der Maßgabe, dass unter einer Verwaltungskostenordnung im Sinne 
dieser Vorschrift auch diese Satzung zu verstehen ist. 

 

§ 3 

 

Kostenschuldner 

 
1. Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 

1. wer die Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstätigkeit der Stadt veranlasst oder 
zu wessen Gunsten sie vorgenommen wird, 

2. wer die Kosten durch eine vor dem Magistrat der Stadt abgegebene oder ihr 
mitgeteilte Erklärung übernommen hat, 

3. wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

2. Mehrere Kostenschuldnerinnen bzw. –schuldner haften gesamtschuldnerisch. 

 

§ 4 

 

Kostengläubiger 

Kostengläubiger ist der Magistrat der Stadt Dreieich. 

 

§ 5 

 

Entstehen der Kostenschuld 

 

1. Die Kostenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang beim 
Magistrat der Stadt Dreieich, im Übrigen mit der Beendigung der gebührenpflichtigen 
Amtshandlung. 

2. Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu 
erstattenden Betrages. 
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§ 6  

 

Fälligkeit, Kostenentscheidung, Vorschusszahlung 

 

1. Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung, die auch mündlich er-
gehen kann, fällig, wenn nicht die Stadt einen späteren Zeitpunkt bestimmt. 

2. Die Kosten werden von Amts wegen festgesetzt. Die Kostenentscheidung kann zusam-
men mit der Sachentscheidung ergehen. Wird sie mündlich erlassen, ist sie auf Antrag 
schriftlich zu bestätigen. Soweit sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, ist 
auch die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Kosten sowie deren Berechnung 
anzugeben. 

3. Eine Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstätigkeit, die auf Antrag vorzunehmen ist, 
kann von der Zahlung eines angemessenen Vorschusses oder von einer angemessenen 
Sicherheitsleistung bis zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Kosten abhängig 
gemacht werden. 

 

§ 7 

 

Billigkeitsregelung 

 
Der Magistrat der Stadt Dreieich kann die Gebühr ermäßigen oder von der Erhebung 
absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Gebührenpflichtigen oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten scheint. 
 
 
 

§ 8 

 

Kleinbeträge 

 
Bei Kleinbeträgen bis zu einer Höhe von zehn Euro kann von einer Erhebung von 
Verwaltungskosten abgesehen werden. 
 
 

§ 9 

 

Erneute Anfechtung der Kostenentscheidung 

 
Wird die Entscheidung über einen Widerspruch, der sich allein gegen die 
Kostenentscheidung richtete, bezüglich der Kosten erneut angefochten, so ist dieses 
Widerspruchsverfahren kostenfrei. 
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§ 10 

 

Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungskostensatzung 
vom 01.01.2002 außer Kraft. 
 
 
Dreieich, den 16.12.2013 Stadt Dreieich 
 DER MAGISTRAT 
  
 
 
 Dieter Zimmer 
 Bürgermeister  
 

 
 

Amtliche Bekanntmachung: 

Offenbach Post, 21. Dezember 2013 
 


